Gemeinschaftsschule

Paradies für Schüler und Lehrer ?

· Mindest-Klassengröße: 
23 Schüler/innen (Gymnasium Ø 30)
· „längeres gemeinsames Lernen unter einem Dach“ 
· Unterricht in JgSt 5 / 6 „nach gymnasialen Standards“

· Differenzierung möglich ab Klasse 7

· Schule im Ort bzw. in der Nähe

· Abitur nach neun Jahren (statt G 8 wie am Gymnasium) mit weniger Stress

Die Lehrer werden mit einer geringeren Unterrichtsverpflichtung, besserer Be​zahlung, Aufstiegsmöglichkeiten, höherem Ansehen und besseren Arbeits​bedingungen geködert.
Kommunalpolitikern bietet man den Erhalt der Schule vor Ort, „Synergie-Effekte“ – sprich Einsparungen – aus dem Slogan „alle mitnehmen“ wird „alles mitnehmen“, nämlich höhere Zuweisungen.
Das ist die rosarot-grün-graue Theorie…

Man verspricht das Blaue vom Himmel.

Die Gemeinschaftsschule ist die falsche Antwort auf richtige Fragen. Aufgrund des „demografischen Wandels“ ist man auf jedes Kind angewiesen, aber nicht jedes Kind muss das Abitur erreichen – und nicht jeder Abiturient muss studieren, sondern kann auch qualifizierter Handwerker werden.
Die Realität lesen Sie rechts(
· 
Gemeinschaftsschulen als modische Gesamtschulen („Wolf im Schafs-pelz“) bekommen Demografie-gewinne zu​geschustert wie früher die Gesamt​schulen

· Es bleiben keine Ressourcen für andere Schulformen / Projekte.

· Es gibt keine einzige wissen-schaftlich belegte Aussage über Vorteile des „längeren gemeinsamen Lernens“, aber jede Menge Unter-suchungen, die Nachteile aufzeigen – sowohl für leistungsstarke als auch – schwache Schüler.

· In der JgSt 6 müssen Gymnasiasten eine 2. Fremdsprache beginnen. Was machen in dieser Zeit die potentiellen Haupt- und Realschüler ? („Französisch kochen“?)

· Einheitsbrei für alle bedeutet trotz „innerer Differenzierung“ in der Klasse Über- bzw. Unterforderung für unter​schiedlich begabte Schüler.

· Catch-as-catch-can zwischen den Ge​meinden: Schulkannibalismus ( Zer​störung bestehender, funktionierender Schulen

· „Längeres gemeinsames Lernen“ jetzt schon an Gesamtschulen möglich bzw. an bes. Gymnasien

· Kommunen müssen Fahrtkosten, Lern​mittelfreiheit, Gebäude, Personal… für Kinder anderer Kommunen über​nehmen.

· Durch ein „Windhund-Verfahren“ wurden die Kommunen unter Druck gesetzt, sich zu bewerben.

· SPD und Grüne bringen jetzt schon Ausweitungen ins Spiel: Eine (Gesamt-)schule bis Klasse 10 oder Integration von Haupt- und Realschule sowie Gymnasium oder Gemeinschaftsschule mit eigener gymnasialer Oberstufe...

· Gemeinschaftsschulen existieren schon in der BRD (Niedersachsen, Saarland, Schleswig-Holstein, in HH durch Bürgerbegehren ab​geschmettert)
· Etikettenschwindel: Ein Drittel der Ver​suchsschulen sind ehem. Haupt​schulen, kein Zusammenschluss mit einer Real-schule oder gar einem Gymnasium.

· Eltern„wille“: In Finnentrop haben sich Eltern und Schulkonferenz mehrheit​lich gegen die Gemeinschaftsschule ausgesprochen, trotzdem wurde die Einführung beschlossen.
· CDU-Bürgermeister favorisieren – an​geblich – auch Gemeinschaftsschulen – aber nur, wenn sie positiv betroffen sind. In Nachbargemeinden votieren CDU-Bürgermeister gegen dieses Experiment.

· Gemeinschaftsschulen bieten das Abitur an – aber nur 4 von 17 bieten eine eigene Oberstufe an.

· Es besteht die Verpflichtung, die Planung mit den Nachbarkommunen abzustimmen, aber regionale Ver​ständigung findet fast nie statt.

· Vorhandene Schulen – insbesondere in Nachbargemeinden – sollen in ihrem Bestand nicht gefährdet werden, doch die Belange kirchlicher Schulträger werden ignoriert.
· Nur in zwei von 17 Gemeinschaftsschulen soll ab Klasse 7 nicht integrativ unterrichtet werden, d.h. alle Schüler werden weiter identisch unterrichtet: wie sollen so gymnasiale Standards er​reicht werden ?

· Lehrer, die öffentlich gegen Gemein​schaftsschulen Position bezogen, mussten mit Repressalien rechnen.


Die rot-grüne Landesregierung hat als „kleine Schwester der Gesamt​schule“ (erklärtes eigentliches Ziel von SPD, Grünen und Linken) die sog. „Gemeinschafts“schule als „Schul​versuch“ eingeführt.

Dass dies nur ein Etappenziel sein soll, wird durch den im Koalitions​vertrag er​klärten Willen der Landes​regierung deut​lich, bis 2015 ein Drit​tel der weiter​führenden Schulen in Gemeinschafts​schulen umzu​wandeln: das Ergebnis des angeb​lichen Versuchs steht also schon fest.
Doch die Politik hat die Rechnung ohne die Gerichte gemacht: fast ein Drittel der ursprünglich beantragten und ge​nehmigten Neugründungen zum Sommer sind gescheitert. Das OVG hat festgestellt, dass der ge​wählte Weg eines Schul„versuchs“ illegal sei; ein ordent​liches Schulge​setz müsse her. Doch die Haupt​schule hat Verfassungsgarantie; zur Änderung der Landesverfassung ist die Landesregierung auf die Linken und die schwarz-gelbe Opposition angewiesen. 
Die bisherigen Neugründungen seien „rechtssicher genehmigt“, so das KM – aber nur, weil die Widerspruchsfrist ab​gelaufen ist… Weitere „Ver​suchs“schulen sind z.Zt. nicht mög​lich bzw. die Landes​regierung will keine erneuten Wider​sprüche riskie​ren.
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